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Reichs-Geſetzblatt. 


M 20. 


Inhalt: Geſetz, betreffend das Reichsſchuldbuch. S. 321. — Geſetz, betreffend die Feſtſtellung eines Nachtrags 
zum Reichshaushalts⸗Etat für das Etatsjahr 1891/92. S. 328. — Geſetz, betreffend die Aufnahme 
einer Anleihe für Zwecke der Verwaltungen des Reichsheeres und der Poſt und Telegraphen. S. 336. 


(Nr. 1960.) Geſetz, betreffend das Reichsſchuldbuch Vom 31. Mai 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen x. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


MA. 
Schuldverſchreibungen der Reichsanleihen können in Buchſchulden des Reichs 
auf den Namen eines beſtimmten Gläubigers umgewandelt werden. 


§. 2. 

Die Umwandlung erfolgt gegen Einlieferung zum Umlauf brauchbarer 
Reichsſchuldverſchreibungen durch Eintragung in das bei der Reichsſchulden⸗ 
verwaltung zu führende Reichsſchuldbuch. 

Für die zu verſchiedenen Zinssätzen erfolgenden Eintragungen können ge⸗ 
trennte Bücher angelegt werden. 

In dem Reichsſchuldbuche find auch die in dem Schuldverhältniſſe ein- 
tretenden Veränderungen zu vermerken. 

Von dem Reichsſchuldbuche iſt eine Abſchrift zu bilden und getrennt auf⸗ 
zubewahren. 

Ueber den Inhalt des Reichsſchuldbuches darf nur dem eingetragenen 
Gläubiger, ſeinen geſetzlichen Vertretern, Bevollmächtigten und Rechtsnachfolgern 
von Todeswegen, ſowie bezüglich der im F. 4 unter Nr. 3 und 4 bezeichneten 
Gläubiger den zur Reviſion der Kaſſen derſelben berechtigten öffentlichen Behörden 
oder ſonſtigen Perſonen, letzteren aber nur, falls ihre Berechtigung zur Kaſſen⸗ 
Mil durch eine inländiſche öffentliche Behörde befcheinigt iſt, Auskunft ertheilt 

en. 


Reichs Geſetzbl. 1891. 8 


Ausgegeben zu Berlin den 11. Juni 1891. 
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we 
Die Eintragung einer Buchſchuld geſchieht auf Antrag des Inhabers und 
auf den Namen der in dem Antrage als Gläubiger bezeichneten Perſon. 


F. 4. 


Als Gläubiger können nur eingetragen werden: 


1. einzelne phyſiſche Perſonen, 

2. einzelne Handelsfirmen, 

3. einzelne eingetragene Genoſſenſchaften, einzelne eingeſchriebene Hülfskaſſen 
und einzelne juriſtiſche Perſonen, welche im Inlande ihren Sitz haben, 

4. einzelne Vermögensmaſſen, wie Stiftungen, Anſtalten, Familienfidei⸗ 
kommiſſe, deren Verwaltung von einer öffentlichen Behörde oder unter 
deren Aufficht geführt wird, oder deren Verwalter ihre Verfügungs⸗ 
befugniß über die Maſſe durch eine gerichtliche oder notarielle Urkunde 
nachweiſen. 

Einem Gläubiger wird nicht mehr als ein Konto im Reichsſchuldbuche eröffnet. 


0 - 


. 
Mit der Eintragung erlöſchen die Rechte des Inhabers an den eingelieferten 
Schuldverſchreibungen. 
Im Uebrigen finden die für die Tilgung und Verzinſung der Reichsanleihen 
geltenden Vorſchriften auf die eingetragenen Forderungen entſprechende Anwendung. 


F. 6. 

Eingetragene Forderungen können durch Zuſchreibung erhöht, ganz oder 
theilweiſe auf andere Konten übertragen und ganz oder theilweise gelöſcht werden. 

Theilübertragungen und Theillöſchungen ſind jedoch nur zuläſſig, ſofern die 
Theilbeträge in Stücken von Schuldverſchreibungen darſtellbar ſind. 

Im Falle gänzlicher oder theilweiſer Löſchung der eingetragenen Forderung 
erfolgt die Ausreichung von Schuldverſchreibungen zu gleichem Zinsſatze und 
gleichem Nennwerthe, zu deren Anfertigung die Reichsſchuldenverwaltung hierdurch 
ermächtigt wird. 

$. 7. 


Zur Stellung von Anträgen auf Uebertragung eingetragener Forderungen 
auf ein anderes Konto, auf Eintragung und auf Löſchung von Vermerken über 
Veränderungen im Schuldverhältniſſe ($. 2 Abſatz 3), ſowie auf Ausreichung von 
Reichsſchuldverſchreibungen gegen Löſchung der eingetragenen Forderung ſind nur 
der eingetragene Gläubiger, ſeine geſetzlichen Vertreter und Bevollmächtigten, 
ſowie diejenigen Perſonen berechtigt, auf welche die eingetragene Forderung von 
Todeswegen übergegangen iſt. Zur Stellung von Anträgen für eine Firma gilt 
für berechtigt, wer zur Zeichnung der Firma berechtigt if; zur Stellung von 
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Anträgen für die im §. 4 Nr. 4 gedachten Vermögensmaſſen die daſelbſt ge- 
nannte Behörde oder die von derſelben bezeichnete Perſon, beziehungsweiſe die 
gemäß §. 4 Nr. 4 zur Verfügung über die Maſſe befugten Verwalter. 

Zur Löſchung von Vermerken zu Gunſten Dritter bedarf es der Zuſtimmung 
derſelben mit Ausnahme des im $. 13 gedachten Falles. 

Verfügungen über eingetragene Forderungen, wie Abtretungen, Ver⸗ 
pfändungen erlangen dem Reich gegenüber nur durch die Eintragung Wirkſamkeit. 

Eine Pfändung oder vorläufige Beſchlagnahme der eingetragenen Forderung 
im Wege der Zwangsvollſtreckung oder des Arreſtes, ſowie eine durch eine 
einſtweilige gerichtliche Verfügung angeordnete Beſchränkung des eingetragenen 
Gläubigers iſt von Amtswegen auf dem Konto zu vermerken, beziehentlich nach 
erfolgter Beſeitigung dieſer Anordnungen zu löſchen. Wird eine gepfändete 
Forderung an Zahlungsſtatt überwieſen, fo iſt dieſelbe vorbehaltlich der Be- 
ſtimmung im $. 15 Nr. 2 im Reichsſchuldbuche zu übertragen. 

Eine Prüfung der Gültigkeit der den Anträgen zu Grunde liegenden 
Rechtsgeſchäfte findet nicht ſtatt. 


8 
Die Eintragungen erfolgen in derſelben Reihenfolge, in welcher die auf 
dasſelbe Konto bezüglichen Anträge bei der Reichsſchuldenverwaltung eingegangen ſind. 


Seel 
Ehefrauen und großjährige Perſonen unter väterlicher Gewalt werden zu 
Anträgen ohne Zuſtimmung des Ehemannes beziehungsweiſe Vaters zugelaſſen. 
9 9 3 9 zug 


$. 10. 

Zum Antrage auf Eintragung einer Forderung ſowie auf gleichzeitigen 
Vermerk einer Beſchränkung des Gläubigers in Bezug auf Kapital oder Zinſen 
derſelben und zur gleichzeitigen Ertheilung einer Vollmacht genügt ſchriftliche Form. 

In allen anderen Fällen muß der Antrag gerichtlich oder notariell, oder 
von einem Konſul des Reichs aufgenommen oder beglaubigt fein. Bei der Be- 
glaubigung bedarf es weder der Zuziehung von Zeugen noch der Aufnahme eines 
Protokolls. 

Sind ſeit der Eintragung Aenderungen in der Perſon des Gläubigers 
(Verheirathung einer Frau, Aenderung des Gewerbes, Standes, Namens, Wohn⸗ 
ortes) eingetreten, ſo kann verlangt werden, daß die Identität durch eine öffent⸗ 
liche Urkunde dargethan werde. 

STIRBT“ 

Rechtsnachfolger von Todeswegen haben ſich, ſofern ihre Berechtigung auf 
der geſetzlichen Erbfolge beruht, durch eine Beſcheinigung als Erben, ſofern die 
ſelbe auf letztwilliger Verfügung beruht, durch eine Beſcheinigung darüber aus⸗ 
zuweiſen, daß ſie über die eingetragene Forderung zu verfügen befugt ſind. 

55 
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Zur Ausſtellung der vorgedachten Beſcheinigungen iſt dasjenige Gericht, 

bei welchem der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand 
hatte, und, ſofern derſelbe im Inlande einen ſolchen nicht hatte, derjenige Konſul 
des Reichs, in deſſen Amtsbezirk der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes ſeinen Wohnſitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt gehabt hat, falls dem Konſul von dem Reichs⸗ 
kanzler die Ermächtigung zur Ausſtellung ſolcher Beſcheinigungen ertheilt iſt und 
in Ermangelung eines hiernach zuſtändigen Konſuls das Amtsgericht 1 in Berlin 
uſtändig. 
ö Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen zur Aus⸗ 
ſtellung der Beſcheinigung ſtatt der Gerichte andere Behörden oder Notare zu⸗ 
ſtändig find. Die Zuſtändigkeit derſelben iſt von dem im Abſatz 2 bezeichneten 
Gericht auf der Beſcheinigung zu beſtätigen. 


F. 12. 


Mehrere Erben haben zur Stellung von Anträgen und zur Empfangnahme 
von Schuldverſchreibungen eine einzelne Perſon zum Bevollmächtigten zu beſtellen. 


$. 13. 


Vollmachten, ſowie die Genehmigungserklärungen dritter Perſonen, zu deren 
Gunſten der eingetragene Gläubiger in Bezug auf die Forderung oder deren 
Zinserträgniſſe durch einen Vermerk im Reichsſchuldbuche beſchränkt iſt, bedürfen 
zu ihrer Gültigkeit derſelben Form, welche für die Anträge vorgeſchrieben iſt. 
Zum Widerruf einer Vollmacht genügt ſchriftliche Form. 

Zur Löſchung von perſönlichen unvererblichen Einſchränkungen des Gläubiger⸗ 
rechts oder des Verfügungsrechts, welche durch den Tod des Berechtigten erloſchen 
ſind, iſt nur die Beibringung der Sterbeurkunde erforderlich; das Recht auf 
den Bezug rückſtändiger Leiſtungen wird hierdurch nicht berührt. 

Anträge öffentlicher Behörden bedürfen, wenn ſie ordnungsmäßig unter⸗ 
ſchrieben und unterſiegelt ſind, keiner Beglaubigung. 


F. 14. 

Ueber die Eintragung von Forderungen und Vermerken ſowie über die 
verfügte Auslieferung von Schuldverſchreibungen an Stelle zur Löſchung ge⸗ 
langter Forderungen wird dem Antragſteller und, falls der Berechtigte ein 
Anderer iſt, auch dieſem eine Benachrichtigung ertheilt. 

Die Benachrichtigung gilt nicht als eine über die Forderung ausgeſtellte 
Verſchreibung. 

F. 15. 

Von Amtswegen kann die Löſchung eingetragener Forderungen und die 
Hinterlegung der dagegen auszuliefernden Schuldverſchreibungen bei der Hinter- 
legungsſtelle in Berlin auf Koſten des Gläubigers erfolgen: 

1. wenn die Eintragung von Verpfändungen oder ſonſtigen Verfügungs⸗ 

beſchränkungen beantragt wird; 
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2. wenn die Forderung ganz oder theilweiſe im Wege der Zwangd- 
vollſtreckung oder des Arreſtes gepfändet oder wenn eine einſtweilige gericht⸗ 
liche Verfügung über dieſelbe getroffen ift; 

3. wenn über das Vermögen des eingetragenen Gläubigers der Konkurs 
eröffnet worden ift; 


4. wenn die Zinſen des eingetragenen Kapitals zehn Jahre hintereinander 
nicht abgehoben worden find; 


5. wenn glaubhaft bekannt geworden iſt, daß der Gläubiger vor länger 
als zehn Jahren verſtorben iſt und ein Rechtsnachfolger ſich nicht 
legitimirt hat; 

6. wenn ſonſt ein geſetzlicher Grund zur Hinterlegung gegeben iſt. 


Die hinterlegten Schuldverſchreibungen treten in allen rechtlichen Beziehungen 
an die Stelle der gelöſchten Forderung. 


F. 16. 


Im Falle der Kündigung einer der Reichsanleihen ſind die mit ihrer 
Forderung zu dem Zinsſatze der gekündigten Anleihe eingetragenen Gläubiger 
ſchriftlich zu benachrichtigen. Die Wirkſamkeit der Kündigung iſt jedoch von 
dieſer Benachrichtigung nicht abhängig. 


el 
Die Zahlung der Zinſen einer eingetragenen Forderung erfolgt, ſofern nicht 
die Vorausſetzungen des F. 7 Abſatz 4 vorliegen, mit rechtlicher Wirkung an 
denjenigen, welcher am zehnten Tage des dem Fälligkeitstermine der Zinſen voran⸗ 
gehenden Monats eingetragener Berechtigter war. 


F. 18. 


Die Zinſen werden nur im Inlande gezahlt, und zwar in der Zeit vom 
vierzehnten Tage vor bis zum achten Tage nach dem Fälligkeitstermine durch 
eine Reichs⸗ oder Landeskaſſe, oder durch die Reichsbank, oder auf Gefahr und 
Koſten des Berechtigten mittelſt Ueberſendung durch die Poſt. Die Beſtimmung 
der Landeskaſſen erfolgt durch den Reichskanzler im Einvernehmen mit der 
Landesregierung oder durch den Bundesrath. 

g Kommt die Sendung als unbeſtellbar zurück, ſo unterbleiben weitere Sen⸗ 
dungen, bis der Gläubiger die richtige Adreſſe angezeigt hat. 


$. 19. 


Aenderungen in der Perſon oder der Wohnung des Zinſenempfängers 


($. 10 Abſatz 3) werden nur berückſichtigt, wenn fie von demſelben ſchriftlich ge⸗ 
meldet werden. 
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$. 20. 
An Gebühren werden erhoben: 
1. für die Umwandlung von Reichsſchuldverſchreibungen in Buchſchulden 
des Reichs, ſowie für ſonſtige Eintragungen und Löſchungen, jede 
Einſchrift in das Reichsſchuldbuch beſonders gerechnet, 25 Pfennig von 
je angefangenen 1000 Mark des Betrages, über den verfügt wird, 
zuſammen mindeſtens 1 Mark; 
2. für die Ausreichung von Reichsſchuldverſchreibungen für je angefangene 
1000 Mark Kapitalbetrag 50 Pfennig, zuſammen mindeſtens 1 Mark. 

Vermerke über Bevollmächtigungen, ſowie über Aenderungen in der Perſon 
oder der Wohnung des eingetragenen Berechtigten ($. 10 Abſatz 3) find ge⸗ 
bührenfrei. 

Die Gebühren werden von dem Antragſteller, ſoweit nöthig, nach den für 
die Beitreibung öffentlicher Abgaben beſtehenden Vorſchriften eingezogen. Auch 
kann die Vorausbezahlung der Gebühren gefordert werden. 

Für die gerichtliche oder notarielle Beglaubigung der Anträge (F. 10 Ab⸗ 
ſatz 2) dürfen an Gebühren nicht mehr als höchſtens 

1 Mark 50 Pfennig bei Beträgen bis 2 000 Mark, 
3 Mark bei Beträgen über 2 000 Mark 
erhoben werden. 
F. 21. 

Anträge auf Eintragung oder Löſchung von Forderungen und Vermerken, 
welche in dem dem Fälligkeitstermine der Zinſen voraufgehenden Monate einge⸗ 
reicht werden, find erſt nach Ablauf desſelben zu erledigen. 


$. 22. 
Die Reichsſchuldenverwaltung iſt unbedingt verantwortlich: 


1. dafür, daß die im Reichsſchuldbuche eingetragenen Forderungen und 
die noch umlaufenden, mit ihnen zu gleichem Satze verzinslichen 
Schuldverſchreibungen zuſammen den geſetzlich feſtgeſtellten Betrag der 
betreffenden Anleihe nicht überfchreiten; 

2. für die Löſchung, Kaſſation und Aufbewahrung der behufs Eintragung 
der Forderung eingelieferten Reichsſchuldverſchreibungen bis zur gänz⸗ 
lichen Vernichtung derſelben. 

Die Reichsſchuldenkommiſſion übt die fortlaufende Kontrole über dieſe 

Geſchäfte. 
F. 23. 

Soweit nach geſetzlicher Beſtimmung zur zinsbaren Anlage von Mündel— 

geldern Schuldverſchreibungen der Reichsanleihen geeignet find, gilt dasſelbe von 
den im Reichsſchuldbuche eingetragenen Forderungen. 
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Soweit Reichsſchuldverſchreibungen eines Mündels zu hinterlegen oder außer 
Kurs zu ſetzen ſind, kann das Vormundſchaftsgericht anordnen, daß an Stelle 
der Hinterlegung oder Außerkursſetzung die Umwandlung in Buchſchulden des 
Reichs mit einem die Verfügung über die einzutragende Forderung an die Ge- 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts knüpfenden Vermerke im Reichsſchuldbuche 
beantragt werde. 

$. 24. 

Der Zeitpunkt, mit welchem das gegenwärtige Geſetz in Kraft tritt, wird 
durch Kaiſerliche Verordnung mit Zuſtimmung des Bundesraths beſtimmt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Kiel Schloß, den 31. Mai 1891. 


(J. S.) Wilhelm. 


von Caprivi. 


/ 
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(Nr. 1961.) Geſetz, betreffend die Feſtſtellung eines Nachtrags zum Reichshaushalts⸗Etat 
für das Etatsjahr 1891/92. Vom 1. Juni 1891. 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Der dieſem Geſetze als Anlage beigefügte Nachtrag zum Reichshaushalts⸗ 


7 Etat für das Etatsjahr 1891/92 wird 


in Ausgabe 
auf 4956 944 Mark, nämlich 
auf 274928 Mark an fortdauernden, 
auf 1842 016 Mark an einmaligen Ausgaben des ordentlichen 
Etats, und 
auf 2840 000 Mark an einmaligen Ausgaben des außerordent⸗ 
lichen Etats, und 
in Einnahme 
auf 4956 944 Mark 
feftgeftellt und tritt dem durch das Geſetz vom 22. März 1891 (Reichs ⸗Geſetzbl. 
S. 25) feſtgeſtellten Reichshaushalts⸗Etat für das Etatsjahr 1891/92 hinzu. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Kiel Schloß, den 1. Juni 1891. 


(L. S.) Wilhelm. 


von Caprivi. 
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Nachtrag 


zum 


Reichshaushalts⸗Etat für das Etatsjahr 1891/92. 


Darunter 
künftig 
treten hinzu wegfallend 
Mark. Mark. 


Für 
das Etatsjahr 
Ausgabe. 1891/92 


Kapitel. 


Fortdauernde Ausgaben. 


2 1/14. IL Fei „ e 500 — 

3. 1/10. III. Reichskanzler und Reichskanzlei. 300 = 
IV. Auswärtiges Amt. 

„i. wars, Unten... . . plan 6 000 — 


V. Reichsamt des Innern. 
1/92. RNechsamt des Innen fie ge 9 000 3 000 
% e 129 610 * 


13a. | 1/8. [Reichs⸗Verſicherungsa nr ᷑ mene. 72 500 — 


Summe v. 2117110 3 000 


Reichs ⸗Geſetzbl. 1891. 4 


Kapitel, 


44. 


Titel. 
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Für das Etatsjahr 1891/2 treten hinzu: 
Ausgabe. 


Preußen ꝛc. Sachſen. ] Ueberhaupt. 
Mark. Mark. Mark. 


VI. Verwaltung des keichsheeres. 


Krieggminifterium ...... +... +. --. 
Militär-Kaffenwefen........------ 
Garnifonverwaltungd- und Servis⸗ 


Militärverwaltung von 
Br 7 622 Mark. 


Davon ab: 
der auf die einmaligen 
Ausgaben des ordent⸗ 
lichen Etats — Ka⸗ 
pitel 5 — entfallende, 
bei dieſem Kapitel 
unter Titel 173 an⸗ 
geſetzte Theil vor⸗ 
ſtehender Quote mit 3924 


bleiben 


Summe VI. 


Kapitel. 


— — — — — — — 


A 


Für 
das Etatsjahr 
1891/92 
treten hinzu 


us gabe. 


Darunter 
künftig 
wegfallend 


Mark. Mark. 
Dt ab 1 DEE 


VII. Marineverwaltung. 


VII. Reichs-Juſtizverwaltung. 
„Reichs⸗Juſtizamt 
Reichsgericht 


IX. Reichsſchaßamt. 
„Reichsſchatzamt 


X. Reichs-Eiſenbahn- Amt. 
XII. Rechnungs ho... 


XIV. Reics- Invalidenfonds. 
9. Verwaltung des Reichs⸗Invalidenfondd ess 


5 


8 
s 
8 
3 
s 
8 
60 
s 
8 


[Reichs⸗Marine⸗Amt 
. | Deutfche Seewarte 


Wiederholung. 


Summe II. 
III. 
IV. 
V. 
VI. 
VII. 
VIII. 
IX. 
X. 
XII. 

N 


Summe der fortdauernden Ausgaben 


FFP 


„ 0 0 2 


) / ana ei ua aaa m ee 


Summe VII. 6750 


Summe VII... 


ener » Ar 
Reichskanzler und Reichskanzlei 
Auswärtiges um 
Reichsamt des Innern 
Verwaltung des Reichsheeres. 
Marineverwaltun gg 
Reichs⸗Juſtizverwaltung 
Reichsſchatzammeee 
Reichs⸗Eiſenbahn⸗Amt . 
Rechnungs horn 
Reichs⸗Invalidenfonds 


274 928 


56 
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Für Darunter 
das Etatsjahr künfti 
2 Ausgabe. 1891/92 19 
ue treten hinzu ] wegfallend 
S 55 Mark. Mark. 
Einmalige Ausgaben. 
a. Ordentlicher Etat. 
2.458 II. Auswärtiges Amt.. 1425 000 + 
| 6/7 III. Reichsamt des Innerrn 130 000 — 
4. 43/44. IV. Poſt- und Celegraphen verwaltung. 253 092 — 
5 V. Verwaltung des Keichsheeres. 
158a. b) Sſchen 8 30 000 — 
Summe A für ſich. 
173.] Quote an Bayern von den Ausgaben Summe A 3 924 u 
Summe V.... 33 924 2 
Summe a2. 1842 016 8 
b. Außzerordentlicher Etat. 
10. 1. I. Keichsamt des Innern. 1200 000 — 
EE II. Poſt- und CTelegraphen verwaltung. 1140 000 — 
85 III. Verwaltung des Reichsheeres. 
46. Für die Vervollſtändigung des deutſchen Eiſenbahn⸗ 
netzes im Intereſſe der Landedvertheidigung ....... 500 000 — 
Summe b.. 2840 000 ud. 
Summe der einmaligen Ausgaben... . 4 682 016 12 
Summe der fortdauernden Ausgaben ... . 274928 5 250 


Summe der Ausgabe.. . | 4 956 944 5250 


Kapitel, 


[IC] 


7. 


P05 NT 5 Darunter 

F as Etatsjahr 8 

g Einnahme. 1891/99 künftig 
2 treten hinzu wegfallend 
6 Mark. Mark. 

III. Poſt- und Telegraphenverwaltung. 
. — — 
Fortdauernde Ausgabe: 
1/16. | A. Zentralverwaltunn 11500 4.000 


Mithin iſt Ueberſchuß (Summe III) . . . . —11500 — 


V. Eiſenbahnperwaltung. 


M ae e e ee U *. 3. 
Fortdauernde Ausgabe: 

1/12, | A. Zentralver waltung 500 2 

13/27.| B. Beimebsverwallung g e 3115 — 

Summe der Ausgabe 3 615 — 

Mithin iſt Ueberſchuß (Summe V). ... — 3615 — 


VII. Lerſchiedene Verwaltungs-Einnahmen. 
e, t P 90 750 — 


Summe VIII für ſich. 


Kapitel. 


21. 


Titel, 


— 
— 


W — - — — — — — 
S D ASS p 


21. 


de do O N 
. 


— 
S SD g D N e 
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Einnahme. 


XI. Matrikularbeiträge. 
Preußen 


Mecklenburg⸗Schwerin „b 


Drei 


Sachſen⸗Weimar 
Mecklenburg ⸗Strelitz 
Oldenburg 
Braunſchweig 
Sachſen⸗M 
Sachſen⸗Altenburg 


Sägen burg und Gotha Man. 


1 2 


Anhalt 


Schwarzburg⸗Sondershauſernnn .. 
Schwarzbiſrg⸗Nudolſtaedee un. unse nnuua 


Waldeck 

Reuß älterer Linie 
Reuß jüngerer Linie 
Schaumburg Lippe 
Lippe 

Lübeck 


Bremen.... 


Hamburg 
Elſaß⸗Lothr 


Summe Xi. 


Für 
das Etatsjahr 
1891/92 
treten hinzu 


Mark. 


1263 990 
205 236 
142 028 

75 661 
71472 
42 698 
25 672 
14.013 
4 391 
15 244 
16 624 
9591 
7207 
8 875 
11077 
3 285 
3 742 
2 525 
2 495 
4 936 
1 661 
5 500 
3 020 
7393 
23 148 
69 825 


2 041 309 


83 Etats Darunter 
R as Etatsjahr 1 
= Einn a U me. 1891/92 ö fünftig 
E treten hinzu ] wegfallend 
© 


Mark. 


Mark. 


XII. Außerordentliche Deckungsmittel. 


22. Aus dem Reichstagsgebäudefonds. 
1. [Zu den Ausgaben behufs Errichtung des Reichstags⸗ 
b e ee nen 1200 000 — 
Summe Kapitel 22 für ſich. 
239 


Aus der Anleihe. 


1. Zu einmaligen Ausgaben für Rechnung der Geſammt⸗ 
heit aller Bundesſtaaten. 500 000 
3. Zu einmaligen Ausgaben für Rechnung der Bundes⸗ 
ſtaaten mit Ausſchluß von Bayern und Württem⸗ 
nd Er WORTE 1 140 000 


Summe Kapitel 23. 
Summe XII (Kapitel 22 und 2 


1640 000 
2 840 000 


Wiederholung. 
Summe III. Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung. 


— 11500 
: V. Eiſenbahnver waltung... — 3615 
„VII. Verſchiedene Verwaltungs⸗Einnahmen 90 750 
XI. Matrikularbeiträge 2 041 309 


2 116 944 
XII. Außerordentliche Dedungsmittel ..... 2 840 000 


Summe der Einnahme . . 4 956 944 
Summe der Ausgabe ... 4956 944 


| Balanzirt. 
Riel Schloß, den 1. Juni 1891. 


(J. S.) Wilhelm. 


von Caprivi. 
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(Nr. 1962.) Geſetz, betreffend die Aufnahme einer Anleihe für Zwecke der Verwaltungen des 
Reichsheeres und der Poſt und Telegraphen. Vom 1. Juni 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen 2. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


F. 1. 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, die außerordentlichen Geldmittel, welche 
in dem Nachtrag zum Reichshaushalts⸗Etat für das Etatsjahr 1891/92 zur Be⸗ 
ſtreitung einmaliger Ausgaben der Verwaltungen des Reichsheeres und der Poſt 
und Telegraphen mit 1 640 000 Mark vorgeſehen ſind, bis zur Höhe dieſes 
Betrages im Wege des Kredits flüſſig zu machen und zu dieſem Zweck in dem 
Nominalbetrage, wie er zur Beſchaffung jener Summe erforderlich ſein wird, 
eine verzinsliche, nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 19. Juni 1868 
(Bundes ⸗Geſetzbl. S. 339) zu verwaltende Anleihe aufzunehmen und Schatz 
anweiſungen auszugeben. 

$. 2. 

Die Beſtimmungen in den $$. 2 bis 5 des Geſetzes vom 27. Januar 1875, 
betreffend die Aufnahme einer Anleihe für Zwecke der Marine- und Telegraphen- 
verwaltung (Reichs ⸗Geſetzbl. S. 18), finden auf die nach dem gegenwärtigen 
Geſetze aufzunehmende Anleihe und auszugebenden Schatzanweiſungen mit der 
Maßgabe Anwendung, daß Zinsſcheine auch für einen längeren Zeitraum als 
vier Jahre ausgegeben werden dürfen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben Kiel an Bord Meiner Yacht „Meteor“, den 1. Juni 1891. 
(L. S.) Wilhelm. 


von Caprivi. 


Herausgegeben im Reichs amt des Innern. 


Berlin, gedruckt in der Reichs druckerei. 


